
TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 
Änderung der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976 (2. GBGO-Novelle 2014) 

 

Bisherige Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 8 Abs. 2: § 8 Abs. 2: 
 
(2) Zur Linderung einer unverschuldeten Notlage kann der Gemeinderat unter 
der Voraussetzung, daß eine Alimentation von seiten dritter Personen nicht 
oder nicht ausreichend gegeben ist und eine Erwerbsminderung im hohen 
Grade vorliegt, außerordentliche Ruhe-(Versorgungs-)genüsse gewähren: 

a) einem ..... 
 
 

 
(2) Zur Linderung einer unverschuldeten Notlage kann der Gemeinderat (in 
Städten mit eigenem Statut: der Stadtsenat) unter der Voraussetzung, daß 
eine Alimentation von seiten dritter Personen nicht oder nicht ausreichend 
gegeben ist und eine Erwerbsminderung im hohen Grade vorliegt, 
außerordentliche Ruhe-(Versorgungs-)genüsse gewähren: 

a) einem ..... 
 
 

§ 10 Abs. 5: § 10 Abs. 5: 
 
(5) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Rückzahlung gestundet 
werden. Von der Hereinbringung rückforderbarer Leistungen kann mit 
Beschluß des Gemeinderates Abstand genommen werden, wenn die 
Hereinbringung eine besondere Härte bedeuten würde oder wenn das 
Verfahren zur Hereinbringung mit Kosten und Weiterungen verbunden wäre, 
die in keinem Verhältnis zum Rückforderungsbetrag stehen würden. 

 
(5) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Rückzahlung gestundet 
werden. Von der Hereinbringung rückforderbarer Leistungen kann mit 
Beschluß des Gemeinderates (in Städten mit eigenem Statut: des 
Stadtsenates) Abstand genommen werden, wenn die Hereinbringung eine 
besondere Härte bedeuten würde oder wenn das Verfahren zur 
Hereinbringung mit Kosten und Weiterungen verbunden wäre, die in keinem 
Verhältnis zum Rückforderungsbetrag stehen würden. 
 

§ 14 Abs. 5: § 14 Abs. 5: 
 
(5) Der Gemeinderat kann in den Fällen des Abs. 3 Z. 1 und 2 verfügen, daß 
der Hemmungszeitraum ganz oder zum Teil für die Vorrückung angerechnet 
wird. Diese Verfügung ist nur zulässig, wenn seit dem Ablauf des 
Hemmungszeitraumes mindestens drei Jahre vergangen sind und sich der 
Gemeindebeamte in den letzten drei Kalenderjahren vor der Verfügung 
tadellos verhalten hat, sowie eine mindestens auf “Durchschnitt” lautende 
Gesamtbeurteilung nachweist. Der Gemeindebeamte ist dann so zu 
behandeln, als ob für den nachgesehenen Zeitraum die Hemmung nicht 
eingetreten wäre; eine Nachzahlung von Bezügen findet jedoch nicht statt. 
 

 
(5) Der Gemeinderat (in Städten mit eigenem Statut: der Stadtsenat) kann 
in den Fällen des Abs. 3 Z. 1 und 2 verfügen, daß der Hemmungszeitraum 
ganz oder zum Teil für die Vorrückung angerechnet wird. Diese Verfügung ist 
nur zulässig, wenn seit dem Ablauf des Hemmungszeitraumes mindestens drei 
Jahre vergangen sind und sich der Gemeindebeamte in den letzten drei 
Kalenderjahren vor der Verfügung tadellos verhalten hat, sowie eine 
mindestens auf “Durchschnitt” lautende Gesamtbeurteilung nachweist. Der 
Gemeindebeamte ist dann so zu behandeln, als ob für den nachgesehenen 
Zeitraum die Hemmung nicht eingetreten wäre; eine Nachzahlung von 
Bezügen findet jedoch nicht statt. 
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§ 16 Abs. 1: § 16 Abs. 1: 
 
(1) Der Gemeindebeamte kann vom Gemeinderat befördert werden: 

a) bei einer mindestens auf “Durchschnitt” lautenden Gesamtbeurteilung 
durch vorzeitige Einreihung in eine höhere Gehaltsstufe seiner 
Verwendungsgruppe oder Funktionsgruppe, 

b) bei einer auf “über dem Durchschnitt” lautenden Gesamtbeurteilung 
durch die Einreihung in die Leistungsverwendungsgruppe (§ 4 Abs. 16), 
soferne der Gemeindebeamte dem allgemeinen Schema angehört. Für 
die Grundverwendungsgruppe VII gilt als Leistungsverwendungsgruppe 
die Funktionsgruppe VIII. Eine Änderung des Dienstzweiges tritt durch 
diese Ernennung nicht ein. 

 
(1) Der Gemeindebeamte kann vom Gemeinderat (in Städten mit eigenem 
Statut: vom Stadtsenat) befördert werden: 

a) bei einer mindestens auf “Durchschnitt” lautenden Gesamtbeurteilung 
durch vorzeitige Einreihung in eine höhere Gehaltsstufe seiner 
Verwendungsgruppe oder Funktionsgruppe, 

b) bei einer auf “über dem Durchschnitt” lautenden Gesamtbeurteilung 
durch die Einreihung in die Leistungsverwendungsgruppe (§ 4 Abs. 16), 
soferne der Gemeindebeamte dem allgemeinen Schema angehört. Für 
die Grundverwendungsgruppe VII gilt als Leistungsverwendungsgruppe 
die Funktionsgruppe VIII. Eine Änderung des Dienstzweiges tritt durch 
diese Ernennung nicht ein. 

 
§ 16 Abs. 6: § 16 Abs. 6: 
 
(6) Die Beförderung wird, wenn der Gemeinderatsbeschluß keinen späteren 
Zeitpunkt festsetzt, frühestens mit dem auf den Gemeinderatsbeschluß 
folgenden Monatsersten wirksam. Durch eine Beförderung tritt eine Änderung 
des Vorrückungstermines nicht ein. 
 

 
(6) Die Beförderung wird, wenn der Gemeinderatsbeschluß 
(Stadtsenatsbeschluß) keinen späteren Zeitpunkt festsetzt, frühestens mit 
dem auf den Gemeinderatsbeschluß (Stadtsenatsbeschluß) folgenden 
Monatsersten wirksam. Durch eine Beförderung tritt eine Änderung des 
Vorrückungstermines nicht ein. 
 

§ 20 Abs. 2 und 3: § 20 Abs. 2 und 3: 
 
(2) Die Personalzulage ist vom Gemeinderat bzw. in Städten mit eigenem 
Statut vom Stadtsenat in Prozenten des Gehaltes einschließlich einer etwaigen 
Teuerungszulage von jener Verwendungs- oder Funktionsgruppe 
festzusetzen, die für diesen Dienstposten im Dienstpostenplan vorgesehen ist. 
Das Ausmaß ist nach der Bedeutung der Dienststellung und ihrer 
Verantwortlichkeit festzusetzen. 
 
(3) Den Gemeindebeamten gebühren auf die Dauer der Innehabung eines 
Funktionsdienstpostens grundsätzlich keine leistungsbezogenen 
Nebengebühren. In begründeten Fällen oder wenn die Bedeutung des 
Dienstpostens die Verantwortlichkeit vergleichbarer Funktionen erheblich 
übersteigt, kann der Gemeinderat, in Städten mit eigenem Statut der 
Stadtsenat, im Einzelfall qualitative Leistungen zusätzlich abgelten. 
 

 
(2) Die Personalzulage ist vom Gemeinderat (in Städten mit eigenem Statut: 
vom Stadtsenat).in Prozenten des Gehaltes einschließlich einer etwaigen 
Teuerungszulage von jener Verwendungs- oder Funktionsgruppe 
festzusetzen, die für diesen Dienstposten im Dienstpostenplan vorgesehen ist. 
Das Ausmaß ist nach der Bedeutung der Dienststellung und ihrer 
Verantwortlichkeit festzusetzen. 
 
(3) Den Gemeindebeamten gebühren auf die Dauer der Innehabung eines 
Funktionsdienstpostens grundsätzlich keine leistungsbezogenen 
Nebengebühren. In begründeten Fällen oder wenn die Bedeutung des 
Dienstpostens die Verantwortlichkeit vergleichbarer Funktionen erheblich 
übersteigt, kann der Gemeinderat, (in Städten mit eigenem Statut: der 
Stadtsenat) im Einzelfall qualitative Leistungen zusätzlich abgelten. 
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§ 32: § 32: 
 

§ 32 
Verweisungen 

 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne nähere 
Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den nachstehend 
angeführten Fassungen anzuwenden: 
 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne nähere 
Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den nachstehend 
angeführten Fassungen anzuwenden: 

1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 
i.d.F. BGBl. I Nr. 150/2009 

2. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 
i.d.F. BGBl. I Nr. 153/2009 

3. Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG, BGBl. I Nr. 135/2009 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 29/2010 

4. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.Nr. 400/1988 i.d.F. BGBl. I Nr. 
9/2010 

5. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Nr. 376/1967 i.d.F. BGBl. I 
Nr. 9/2010 

6. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 6/2010 
7. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 i.d.F. 

BGBl. I Nr. 3/2008. 
 

 
§ 32 

Verweisungen 
 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 
nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 
nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 
 
Soweit in diesem Gesetz auf die nachfolgenden Bundesgesetze ohne 
nähere Fassungsbezeichnungen verwiesen wird, sind diese in den 
nachstehend angeführten Fassungen anzuwenden: 

1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955 
i.d.F. BGBl. I Nr. 68/2014 

2. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBl. Nr. 333/1979 
i.d.F. BGBl. I Nr. 210/2013 

3. Eingetragene Partnerschaft-Gesetz (EPG), BGBl. I Nr. 135/2009 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 179/2013 

4. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.Nr. 400/1988 i.d.F. BGBl. I Nr. 
40/2014 

5. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.Nr. 376/1967 i.d.F. 
BGBl. I Nr. 53/2014 

6. Gehaltsgesetz 1956 (GehG), BGBl.Nr. 54/1956 i.d.F. BGBl. I Nr. 
8/2014 

7. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991 
i.d.F. BGBl. I Nr. 33/2013. 

 
 

 


